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Der Rauch hat sich verzogen
Seit zehn Jahren gilt in Bremen das Nichtraucherschutzgesetz in der Gastronomie – seit 2016 gibt es kaum noch Anzeigen

Bremen. „Wirte schimpfen auf Nichtraucher-
Gesetz“, „Furcht und Freude in den Kneipen“,
„Gibt es ein Kneipenleben ohne Rauchen?“:
Das sind nur einige der Überschriften von Ar-
tikeln, die vor rund zehn Jahren im WESER-
KURIER zur Einführung des Nichtraucher-
schutzgesetzes erschienen sind. Die damals
aufgeworfene Frage kann heute eindeutig be-
antwortet werden: Die abendländische Aus-
gehkultur ist entgegen mancher Befürchtun-
gen durch mehr Schutz für die Nichtraucher
nicht untergegangen, es gibt ein Kneipenle-
ben auch ohne blauen Dunst.

Eine Statistik, wie sich das Verhältnis von
Raucher- und Nichtraucher-Gaststätten in
Bremen zehn Jahre nach dem Gesetz darstellt,
wird im Wirtschaftsressort nicht geführt. Das
liegt laut einer Sprecherin auch daran, dass
Konzessionen personenbezogen vergeben
werden, ein Wirt also auch mehrere Kneipen
betreiben kann. Kioske mit Alkoholverkauf
zählen auch als Schankwirtschaften, was eine
Aufschlüsselung erschwert. Klar geregelt im
Bremischen Nichtraucherschutzgesetz von
Dezember 2007, dessen aktuellste Fassung
Ende Mai von der Bürgerschaft entfristet
wurde, ist: Geraucht werden darf noch in
Kneipen, die kleiner als 75 Quadratmeter sind
und in denen kein Essen gekocht wird sowie
in abgetrennten Raucherbereichen in größe-
ren Betrieben – ansonsten ist die Gastrono-
mie und Ausgehlandschaft rauchfreie Zone.

Und damit können eigentlich alle gut leben.
„Läuft doch alles“, sagt Thomas Schlüter,
Hauptgeschäftsführer der Dehoga Bremen.

„Ich höre keine Beschwerden seitens des
Stadtamtes oder der Gesundheitsbehörde.
Unsere Betriebe haben ihren Frieden mit dem
Gesetz gemacht. Und es ist wichtig, dass mit
der Entfristung des Gesetzes langfristig Pla-
nungssicherheit besteht.“ Beim Ordnungs-
amt, das seit April 2017 die Einhaltung des Ge-
setzes überwacht und bei Verstößen Geldbu-
ßen von bis zu 2500 Euro verhängt, ist seitdem
lediglich eine Beschwerde eingegangen. Seit
2008 gab es insgesamt 68 Anzeigen, die meis-
ten (16) im Jahr 2009, die wenigsten 2014 und
2016 (je eine). In diesem Jahr liegt bislang
nichts vor. Auch bei dem Nichtraucher-Verein
„Pro rauchfrei“ ist die Zahl der Beschwerden
von Gästen aus dem Bremer Raum deutlich
zurückgegangen.

Vor allem im Blues-Club Meisenfrei hatte
das Nichtraucherschutzgesetz vor zehn Jah-
ren für ziemlich große Aufregung gesorgt. Der
damalige Besitzer Werner „Max“ Popken ver-
suchte das Verbot erst mit dem Aufhängen
von Warnschildern zu umgehen, beschloss
dann aber, den Laden 2009 zu schließen. Dazu
kam es nicht, Ettje und Peter Kucharski über-
nahmen den fortan rauchfreien Konzert-Ort.
„Alle finden es heute toll und zeitgemäß. Und
zum Arbeiten ist es viel angenehmer, auch das
ganze Equipment leidet weniger“, sagt Ettje
Kucharski. Klar: Kein Nikotin in der Luft heißt
eben auch weniger Gilb auf Wänden oder Bo-
xen, mal ganz abgesehen von überquellenden
Aschenbechern auf dem Tresen oder ausge-
tretenen Kippen auf dem Fußboden. Ab und

zu, das erlebt Frau Kucharski aber wirklich sel-
ten, zündet sich im Trubel vor der Bühne wäh-
rend eines Konzertes jemand doch mal eine
an. Aber das fällt dann auch sofort auf, und
dann wird er oder sie eben nach draußen ge-
beten. Ettje Kucharski ergänzt: „Außerdem
haben wir nebenan ja auch die Kneipe, in der
noch geraucht werden darf. Und das tun da
auch alle ...“

Auch das Hegarty’s am Ostertorsteinweg
hatte anfangs schwer zu kämpfen. Geschäfts-
führer Andreas Vesshoff sagt: „Im ersten Jahr
wären wir fast pleite gegangen. Da hatten wir
Umsatzeinbußen von 20 Prozent.“ Obwohl er
im Irish Pub einen Raucherraum einrichtete,
habe es einige Zeit gedauert, bis die Raucher,
die anfangs verschreckt wegblieben, zurück-
kehrten und sich mit der neuen Situation ar-
rangierten. „Heute gibt es eigentlich keinen
Streit mehr zwischen Nichtrauchern und Rau-
chern. Das hat sich irgendwann gegeben“, sagt
Vesshoff. Ähnlich schätzt Oliver Brock, Be-
treiber des „Tower“ die Lage ein. Dass im Klub
nur noch im extra ausgewiesenen Bereich ge-
raucht werden darf, ist für niemanden ein Pro-
blem. „Wir überlegen sogar, sehr bald den
kompletten Klub rauchfrei zu machen“, sagt
Brock.

Vesshoff sieht inzwischen ein neues Pro-
blem, das er mit dem Nichtraucherschutzge-
setz in Verbindung bringt: Die überwiegend
jungen Menschen, die ihre Partys auf der
Straße respektive dem Bürgersteig feiern,
vom Kiosk besorgtes Bier in der einen, Kippe
in der anderen Hand. „Die Anwohner meinen,
wir seien schuld. Aber da können wir Gastro-
nomen nichts für.“

von nina Willborn

Herr Hempel, ist die „Aquarius“ für Sie ein
Schiff wie jedes andere, das sie verchartern,
oder hat es eine besondere Bedeutung?
Christoph Hempel: Die „Aquarius“ hat über
die Jahre hinweg eine intensive Bedeutung für
uns bekommen. Wir verfolgen sehr genau, wo
das Schiff gerade ist und welche Menschen an
Bord genommen werden. Sehr bewegend ist
es immer, wenn wir die Listen geschickt be-
kommen, auf denen steht, wie viele Menschen
gerettet wurden und woher sie stammen.
Mittlerweile sind ja auch schon einige Babys
auf unserem Schiff geboren worden. Das lässt
niemanden kalt.

Haben Sie damit gerechnet, dass der Einsatz
so lange dauern wird?
Wir sind ursprünglich von einem Jahr ausge-
gangen. Am Anfang war die Mission im Mit-
telmeer auch für uns mit vielen Risiken ver-
bunden, weil wir nicht sicher waren, ob SOS
Méditerranée langfristig die Charter bezahlen
kann. Das schlimmste Szenario wäre gewe-
sen, die Rettungsaktion kurz nach dem Start
wieder abzubrechen und ich der böse Schiffs-
eigner bin, der Menschen ertrinken lässt. Man
muss bedenken, dass wir auch eine Verpflich-
tung der Schiffscrew gegenüber haben. Sie
kommen von überall aus der Welt und arbei-
ten nicht ehrenamtlich. Sie müssen zu Hause
ihre Familien ernähren. Damals tauchte
glücklicherweise ein Geschäftsmann auf, der
eine Garantie für die Organisation übernom-
men hat. Vom Bremer und vom Bremerhave-
ner Bürgermeister gab es zudem eine große
Unterstützung, sodass wir den Mut gefasst ha-
ben.

Momentan spitzt sich die Lage im Mittelmeer
zu. Die „Aquarius“ darf ihren Heimathafen in
Catania nicht anfahren und liegt in Marseille.
Wie bewerten Sie diese Situation?
Italien und Malta lassen die „Aquarius“ aktu-
ell nicht mal in ihre Häfen, um Treibstoff zu
nehmen oder Proviant zu laden. Selbst ohne
Geflüchtete an Bord ist das nicht möglich.
Auch für uns Reeder ist das eine international
völlig ungewohnte Situation. Man kennt so
ein Verhalten höchstens von Militärschiffen.

Die Hilfsorganisationen haben in den vergan-
genen Monaten verstärkt mit Anfeindungen
zu kämpfen. Stehen auch Sie als Schiffseigner
in der Kritik?
Als Reederei bekommen wir nicht so viele An-
feindungen wie die Organisationen. Aller-
dings werden wir gelegentlich von anderen
Reedern und Schiffsleuten kritisch gefragt,
ob wir nicht ein Glied in der Kette der Flucht-
helfer seien. Ich verweise dann gerne auf UN-
Recht, das besagt, dass jeder Mensch in See-
not gerettet werden muss. Das ist seit ewigen
Zeiten so. Dabei macht es keinen Unterschied,
ob es ein leichtsinniger Freizeitsegler oder ein
vor Not fliehender Mensch aus Afrika ist. Die
Leute werden erst einmal gerettet und in
einen sicheren Hafen gebracht. Wenn das ein

Kapitän nicht macht, kann er der fahrlässigen
Tötung beschuldigt werden.

Es kommt ja auch immer wieder vor, dass
Frachtschiffe Geflüchtete aus Seenot retten.
Einige Reeder hinterfragen deshalb das Ge-
biet und sehen ein Risiko, dass man schneller
in Rettungsorganisationen verwickelt werden
kann. Das spitzt sich nun noch mehr zu, weil
unklar ist, wie schnell und wo man die Men-
schen wieder abliefern kann.

Sind Ihnen aufgrund der aktuellen Entwick-
lungen Zweifel an dem Einsatz gekommen?
Nein. Die Zusammenarbeit zwischen den Or-
ganisationen und der Schiffsbesatzung funk-
tioniert sehr gut, und die Crew und wir stehen
hinter dem Einsatz. Viele unserer Mitarbeiter
bitten sogar immer wieder um die Einteilung
auf der „Aquarius“. Ich selbst fahre häufig zu
dem Schiff und vergewissere mich, dass alles
in Ordnung ist. Zuletzt war ich in Valencia, als
die „Aquarius“ dort nach vielen Tagen auf See
endlich anlegen durfte.

Die Internationale Seeschifffahrts-Organisa-
tion hat eine Rettungskoordinierung in Libyen
offiziell anerkannt. Glauben Sie, dass das
funktionieren kann?
Die „Aquarius“ wird in Zukunft mit der liby-
schen Leitstelle zusammenarbeiten müssen.

Wenn allerdings die Aufforderung kommen
sollte, die Menschen in Libyen abzuliefern,
wird der Kapitän dem nicht folgen. Die Häfen
in Libyen gelten als nicht sicher. Die Gerette-
ten werden auch nicht einem Schiff der liby-
schen Küstenwache übergeben werden.

Die Hilfsorganisationen haben in den vergan-
genen Wochen immer wieder von Problemen
mit der libyschen Küstenwache berichtet. Sind
Sie nicht besorgt, dass ein Einsatz eskalieren
könnte?
Ich weiß nicht, ob die Zusammenarbeit klap-
pen wird, aber ich vertraue den Organisatio-
nen SOS Méditerranée und Ärzte ohne Gren-
zen sind erfahrene Leute in Krisensituatio-
nen. Gemeinsam mit dem Kapitän und uns
wird sehr genau überlegt und beschlossen,
welcher Hafen angefahren wird und wie wir
reagieren. Auf den libyschen Küstenschutz-
schiffen sind unter anderem ja auch italieni-
sche Besatzungen eingeteilt, weil Boote von
der italienischen Marine gestellt werden. Zum
Teil springen Flüchtlinge aber auch panisch
ins Wasser, wenn sie die libysche Küstenwa-
che sehen. Die „Aquarius“ versucht, mit dem
nötigen Abstand zu agieren, damit es nicht zu
tödlichen Unfällen kommt.

Versuchen Sie von Ihrer Seite aus, Gespräche
aufzunehmen, um zu vermitteln?

Nein, da halten wir uns raus. Besonders Ärzte
ohne Grenzen setzt sich in Gesprächen ein,
weil sie in Tripolis eine Vertretung und ara-
bisch sprechende Mitarbeiter haben.

Trotzdem werden Sie eine Meinung zu der ak-
tuellen Politik haben.
Mich hat tief enttäuscht, dass Angela Merkel
eingeknickt ist und gegen ihre Überzeugung,
die ich ihr unterstelle, sich nicht gegen Italien
durchgesetzt hat. Wir wollen auch nicht mehr,
dass geflohen werden muss. Aber solange die
Fluchtursachen nicht bekämpft werden, dür-
fen wir nicht einen Zaun um Italien setzen.

Wie lange läuft der Vertrag mit den Organisa-
tionen noch?
Der Chartervertrag läuft noch bis Dezember,
mit dem Willen von uns, auch verlängert zu
werden. Das geht auch relativ kurzfristig.

Was ist, wenn der Einsatz im Mittelmeer tat-
sächlich nicht weitergehen kann? Was dann?
Ich kann mir momentan nicht vorstellen, die
„Aquarius“ wieder als normales Marineschiff
einzusetzen. Solange Menschen auf See ster-
ben, sind auch andere humanitäre Einsätze
denkbar – in einem anderen Seegebiet oder
auch als Hospitalschiff.

Das Gespräch führte Kristin Hermann.

„Das ist eine völlig unbekannte Situation“
Reeder Christoph Hempel über die veränderten Bedingungen für die Mission der „Aquarius“ im Mittelmeer

Der Bremer Reeder Christoph Hempel beobachtet die Veränderungen im Mittelmeer mit Sorge. Hinter dem Einsatz der Rettungsorganisationen
steht er nach wie vor. FOTO: CHRISTINA KUHAUPT

Christoph Hempel
ist 62 Jahre alt und Inhaber der Reederei Jas-
mund Shipping, zu der auch das Schiff „Aqua-
rius“ gehört. Es startete im Februar 2016 von
Bremerhaven aus in Richtung Mittelmeer, um
vor der libyschen Küste Flüchtlinge aus Seenot
zu retten. Wenn Hempel nicht in seinem Bre-
mer Firmensitz ist, lebt und arbeitet er auf
Rügen.

Rauchfreie Restau-
rants, Cafés und Bars
finden seit vielen
Jahren auch Raucher
gut, die dann eben
zum Qualmen vor die
Tür oder in abge-
trennte Bereiche ge-
hen.
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Kritik an der Staatsanwaltschaft

Bremen. Claudia Beck, deren 20-jährige Toch-
ter sich im Jahr 2014 nach einem Aufenthalt
in der Psychiatrie des Klinikums Bremen-Ost
das Leben genommen hatte, erhebt nach wie
vor schwere Vorwürfe gegen die Bremer
Staatsanwaltschaft. Eine entsprechende Be-
schwerde liegt dem Bundesverfassungsge-
richt in Karlsruhe vor. Das bestätigte ein Spre-
cher des Gerichts.

Beck kritisiert darin nach eigenen Angaben
die Arbeit der Staatsanwaltschaft: Anstatt un-
befangen in alle Richtungen zu ermitteln, Be-
weise zu prüfen und Fehler zur Anklage zu
bringen, habe der Staatsanwalt von Anfang
an den Ärzten den Rücken gestärkt, das Ver-
fahren eingestellt und so Straftaten vereitelt.
Beck sieht dadurch ihre Grundrechte auf Le-
ben und körperliche Unversehrtheit sowie auf
den Schutz der Menschenwürde durch den
Staat verletzt. Gegen den Staatsanwalt hatte
Claudia Becks Anwältin schon vor Monaten
Strafanzeige wegen Strafvereitelung im Amt
erstattet. „Die Staatsanwaltschaft hat darauf
bis heute nicht reagiert“, so Beck.

Claudia Kück, die Sprecherin der Staatsan-
waltschaft, indes rät Claudia Beck zur Geduld:
„Wir klären zurzeit die Frage, ob ein Anfangs-
verdacht für eine Straftat vorliegt.“ Dass die-
ser Vorgang bereits so lange andauere, liege
am großen Aktenumfang und daran, dass die
Akte zum Fall Beck sehr oft zwischen ver-
schiedenen Gerichten und der Polizei unter-
wegs war. Zugleich versichert Kück, dass nicht
der angezeigte Staatsanwalt selbst, wie von
Claudia Beck befürchtet, sondern ein Kollege
die Anzeige bearbeitet.

Das Oberlandesgericht hatte den Staatsan-
walt bereits zu weiteren Ermittlungen aufge-
fordert, Mitte August 2017 aber bestätigt, dass
die Ärzte für den Tod der jungen Frau nicht
verantwortlich gemacht werden können.

Jetzt wartet Claudia Beck auf die Antwort
des Bundesverfassungsgerichts. Wann diese
kommt, ist noch nicht klar. Pressesprecher
Max Schoenthal sagte auf Anfrage, der Zeit-
punkt einer Entscheidung sei derzeit nicht ab-
sehbar. „Die Verfahren dauern extrem unter-
schiedlich lang“ und könnten sich über we-
nige Wochen, aber auch über mehrere Jahre
hinziehen.

Der Fall Beck
liegt in Karlsruhe

von antje Stürmann

Bremen/Hannover. Die Arbeitsagenturen,
Jobcenter und Familienkassen in Bremen und
Niedersachsen haben jetzt alle auf elektroni-
sche Akten umgestellt. „Was das Thema Digi-
talisierung angeht, sind wir ganz weit vorne“,
sagte Bärbel Höltzen-Schoh, Chefin der Regio-
naldirektion Niedersachsen-Bremen der Bun-
desagentur für Arbeit. Die Umstellung sei eine
enormetechnische, rechtlicheundorganisato-
rische Herausforderung gewesen. Für die Kun-
dinnen und Kunden ist die Modernisierung
nach Behördenangaben zunächst nicht sicht-
bar: Sie geben ihre Unterlagen weiterhin per-
sönlich ab oder schicken sie per Post. Jedes
Blatt wird dann gescannt, maschinell gelesen
und automatisiert zugeordnet – in Bremen
und Niedersachsen sind dies rund 1,7 Millio-
nen Blätter Papier monatlich. Der wichtigste
Vorteil ist laut Arbeitsagentur, dass digitale
Akten nicht mehr wie Papierakten herausge-
sucht, transportiert und gelagert werden müs-
sen. Das spare Zeit und Kosten. Die Mitarbei-
ter könnten auch im Home Office auf die elek-
tronischen Akten zugreifen. Gleichzeitig hät-
ten die Akten den Grundstein für mehr On-
line-Angebote gelegt, etwa bei der Terminver-
einbarung. In Vorbereitung ist nach Behör-
denangaben unter anderem, dass online Ver-
mittlungsvorschläge angesehen werden kön-
nen. Außerdem solle in der Zukunft der Chat
mit Mitarbeitern möglich werden.

Jobcenter stellen um
auf elektronische Daten

DPA

Bremen. Ein Räuber mit einem sogenannten
Kinesiotape, einem therapeutischen Klebe-
verband, im Gesicht, hat am Sonnabend einen
Supermarkt in der Geschwister-Scholl-Straße
(Vahr) überfallen. Er forderte den Kassierer
auf, Geld herauszugeben, was der auch tat.
Anschließend flüchtete der unbekannte
Mann. Die Ermittlungen dauern an.

Räuber mit Klebeband
im Gesicht

MAA
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Eine Auswertung
dieser Messfelder
ermöglicht es
uns, täglich die
Druckqualität
der Zeitung zu
überprüfen.


